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Vorbemerkung 

Bei außerhalb von Geschäftsräumen oder im Fernabsatz geschlossenen Ver-
trägen über Finanzdienstleistungen ist die Bank verpflichtet, den Verbraucher 
nach Maßgabe des § 312d Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 246b §§ 1, 2 EGBGB 
zu informieren.

Zu diesem Zweck erteilt die Bank dem Kunden zur growneyVV sowie zu 
den damit verbundenen Dienstleistungen die nachfolgenden Informationen.
Diese Informationen sind bis zur Bekanntgabe von Änderungen gültig.

A. Allgemeine Informationen 

Name und ladungsfähige Anschrift der Bank
Max Heinr. Sutor oHG, Hermannstraße 46, 20095 Hamburg, eingetragen 
im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter: HRA 25 379
Umsatzsteueridentifikationsnummer: DE155617009

Gesetzliche Vertretungsberechtigte der Bank
Geschäftsleitung: Thomas Meier, Zweite Sutor Beteiligungs GmbH (Ge-
schäftsführung: Robert Freitag), ladungsfähige Anschrift: Hermannstraße 46,  
20095 Hamburg.

Name und ladungsfähige Anschrift des Beraters/Vermittlers
Bitte entnehmen Sie diese Informationen dem Antragsformular oder im Falle 
einer papierlosen Antragstellung der elektronischen Antragsstrecke.

Hauptgeschäftstätigkeit der Bank
Hauptgeschäftstätigkeit ist das Betreiben von Bankgeschäften aller Art mit 
Ausnahme des Pfandbriefgeschäfts und der Tätigkeit als zentraler Kontrahent, 
sowie das Erbringen von Finanzdienstleistungen aller Art mit Ausnahme des 
Betriebs eines multilateralen Handelssystems.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn und Marie-Curie-Str. 24–28, 60439 Frankfurt am Main, (Inter-
net: www.bafin.de) sowie Europäische Zentralbank, Sonnemannstraße 20, 
60314 Frankfurt am Main, (Internet: www.ecb.europa.eu).

Vertragssprache
Die Vertragsbedingungen und diese Vorabinformationen werden in deutscher 
Sprache mitgeteilt. Die Kommunikation mit dem Kunden während der Laufzeit 
des Vertrages wird mit Zustimmung des Kunden in Deutsch erfolgen.

Anwendbares Recht
Für die Aufnahme von Beziehungen vor Abschluss des Vertrages und für den 
Vertrag gilt jeweils deutsches Recht.

Bankinterne Beschwerdestelle
Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an folgende Kontaktstelle 
der Bank wenden: MHS Beschwerdemanagement, Hermannstraße 46,  
20095 Hamburg, Beschwerdemanagement@sutorbank.de

Außergerichtliche Streitschlichtung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungs-
stelle „Ombudsmann der privaten Banken“ (www.bankenombudsmann.de) 
teil. Dort hat der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit 
mit der Bank den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der 
Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag 
(§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können auch Kunden, die keine 
Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres 
regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden 
im deutschen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird 
oder im Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. 
Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an 
die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband deutscher Banken e.V., 
Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax: (030) 1663-3169, E-Mail: ombuds-
mann@bdb.de zu richten.

Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher 
Banken e.V. angeschlossen.
Der Umfang der durch den Einlagensicherungsfonds geschützten Verbindlich-
keiten ist in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank beschrieben

B. Informationen zur growneyVV sowie zu den damit verbundenen
Dienstleistungen

Wesentliche Merkmale der Finanzdienstleistung und des Erwerbs und der 
Veräußerung von Investmentanteilen

Die Bank verwahrt im Rahmen des Investmentdepots unmittelbar oder mittel-
bar die Investmentanteile des Kunden an in- und ausländischen Investment-
vermögen („Fonds“), die der Kunde im Rahmen dieses Vertrages erwirbt (im 
Folgenden zusammenfassend „Investmentanteile“).
Ferner erbringt die Bank die in den Vertragsbedingungen für Investmentdepots 
beschriebenen Dienstleistungen.

Der Kunde kann Investmentanteile über die Bank erwerben und veräußern. Zu 
diesem Zweck erteilt der Kunde einem Vermögensverwalter eine Verwaltungsvoll-
macht für das Investmentdepot und schließt einen Vermögensverwaltungsvertrag 
ab. Der Vermögensverwalter oder der Kunde erteilt der Bank im Rahmen des 
Investmentdepots bzw. von Fall zu Fall den Auftrag, für ihn Investmentanteile 
zu kaufen oder zu verkaufen und die Bank wird sich bemühen, für den 
Kunden ein entsprechendes Ausführungsgeschäft zu tätigen. Die Einzelhei-
ten zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren über die Bank werden in den 
Vertragsbedingungen für Investmentdepots geregelt.

Zustandekommen des Vertrages
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss 
des Vertrages ab, indem er das ausgefüllte und unterzeichnete Antragsformu-
lar an die Bank übermittelt und dieses ihr zugeht. Im Falle einer papierlosen 
Antragstellung gilt der Antrag mit Abschluss der elektronischen Antragsstrecke 
als übermittelt und zugegangen. Der Vertrag kommt zustande, wenn die Bank 
den Antrag annimmt. Der Kunde verzichtet auf den Zugang der Annahme
erklärung. Die Bank wird dem Kunden die Annahme gleichwohl bestätigen.

Zahlung und Erfüllung des Vertrages
Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Investmentdepot durch Be-
reitstellung und Führung des Depots. Die Dienstleistungen im Rahmen der 
Verwahrung werden im Einzelnen in den Sonderbedingungen für Wertpapier-
geschäfte und in den Vertragsbedingungen für Investmentdepots beschrieben.
Nach Erteilung eines auf den Erwerb von Investmentanteilen im Rahmen 
des Investmentdepots gerichteten Auftrages durch den Kunden, zahlt der 
Kunde den vereinbarten Betrag einmalig oder regelmäßig an die Bank. Der 
Erwerb von Investmentanteilen erfolgt erst, nachdem Einzahlungen bei der 
Bank eingegangen sind. Einzelheiten sind den Vertragsbedingungen für 
Investmentdepots zu entnehmen.

Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen von Investmentanteilen
Der Preis eines Investmentanteils unterliegt Schwankungen auf dem Finanz-
markt, auf die die Bank keinen Einfluss hat. Neben dem Risiko von Kursän-
derungen zählen zu den Hauptrisiken auch das Bonitätsrisiko (Ausfallrisiko 
bzw. Insolvenzrisiko) der Emittenten der Vermögensgegenstände sowie das 
Risiko von Wechselkursschwankungen. In der Vergangenheit erwirtschaftete 
Erträge und erzielte Wertsteigerungen sind kein Indikator für künftige Erträge 
oder Wertsteigerungen. Ausführliche Informationen zu den Risiken und Preis-
schwankungen von Investmentanteilen enthält der jeweilige Verkaufsprospekt.

Preise, Kosten und Gebühren
Im Zeitpunkt der Antragstellung steht der Preis für die Investmentanteile 
noch nicht fest. Dieser besteht aus dem (börsen-)täglich errechneten 
Nettoinventarwert bzw. bei Exchange Traded Funds („ETFs“) aus dem mit 
dem Handelspartner abgerechneten Kurs. Die aktuellen Preise für die Dienst
leistungen der Bank betragen: Hauptleistung: Die Bank erhebt für anfallende 
Leistungen Gebühren. Diese werden während der Dauer des mit der growney 
GmbH, Voltastraße 5, Geb. 10, 13355 Berlin (im Folgenden auch „growney 
GmbH“) geschlossenen Vermögensverwaltungsvertrages vollständig von 
der growney GmbH getragen. Insoweit sind anfallende Leistungen für 
den Kunden kostenfrei. Wird der mit der growney GmbH geschlossene 
Vermögensverwaltungsvertrag aufgelöst, betragen die Gebühren für 
die Konto- und Depotführung („Hauptleistung“) halbjährlich 19,50 EUR, 
wobei die Bank die hierin enthaltenen Anteile für Kontoführung und 
Depotführung nach eigenem Ermessen bestimmen kann. Nebenleistungen:  
Verpfändung/Abtretung 29,75  EUR, Rücklastschriftgebühr 1) je Posten 
5,00  EUR, Gebühr für Korrekturen fehlerhafter Zahlungseingänge/-
ausgänge 2) je Posten 10,00 EUR, Überweisungen ins Ausland (nicht SEPA-
fähig) 1,5 ‰ vom Überweisungsbetrag, min. 17,50 EUR, max. 150,00 EUR, 
Ordergebühr bei ETFs und Investmentvermögen der Dimensional Funds Plc. 
0,3 % des Ordervolumens. Während der Dauer des mit der growney GmbH
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gemäß § 312d Abs. 2 BGB i. V. m. Art. 246b §§ 1,2 EGBGB
Verbraucherinformationen

	 1)	�� Eine Gebühr für Rücklastschriften wird nur in den Fällen berechnet, in denen die Bank eigene Forderungen gegen den Kunden, die aus für den Kunden erbrachten Leistungen 
der Bank herrühren, per SEPA-Lastschrift von einem Girokonto des Kunden bei einem anderen Kreditinstitut einzieht. Dabei wird die Bank dem Kunden eigene durch die 
Rücklastschrift bedingte Aufwendungen berechnen sowie diejenigen Gebühren weiterbelasten, die ihr von dritter Seite aufgrund der Rücklastschrift gemäß Abschnitt II Nr. 4 des 
Lastschriftabkommens in Rechnung gestellt werden. Die Bank wird dem Kunden die Gebühr nur dann berechnen, wenn dieser die Rückgabe der SEPA-Lastschrift zu vertreten hat. 
Die Gebühr wird dabei den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden wird der Nachweis gestattet, dass ein Schaden 
überhaupt nicht entstanden oder wesentlich niedriger ist als die von der Bank geltend gemachte Rücklastschriftgebühr. 

	 2)	 Eine Gebühr wird nur in den Fällen berechnet, in denen der Kunde die fehlerhafte Zahlung zu vertreten hat.
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geschlossenen Vermögensverwaltungsvertrages wird auf die Erhebung der 
Ordergebühr verzichtet. Alle Preise, Kosten und Gebühren verstehen sich 
ggf. inklusive der jeweils geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer und werden 
bei einer Änderung des Mehrwertsteuersatzes entsprechend angepasst. 
Etwaige fremde Kosten, die der Bank bei Investmentanteilstransaktionen in 
Rechnung gestellt werden, werden während der Dauer des mit der growney 
GmbH geschlossenen Vermögensverwaltungsvertrages vollständig von der 
growney GmbH getragen. Wird der mit der growney GmbH geschlossene 
Vermögensverwaltungsvertrag aufgelöst, behält sich die Bank vor, etwaige 
fremde Kosten dem Kunden weiter zu belasten. Eine Anpassung der Gebühren  
der Bank ist nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Kunden möglich. 

Steuern und eigene Kosten
Einkünfte aus Investmentanteilen sind in der Regel steuerpflichtig. Das gleiche 
gilt für Gewinne aus dem Erwerb und der Veräußerung von Investment
anteilen. Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuer-
behörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt insbesondere, 
wenn er im Ausland steuerpflichtig ist. Eigene Kosten (z. B. für Ferngespräche, 
Porto) hat der Kunde selber zu tragen. Für die Nutzung elektronischer/ 
digitaler Dienste (Fernkommunikationsmittel) berechnet die Bank dem Kunden 
keine Kosten.

Vertragslaufzeit
Der Vertrag über das Investmentdepot wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Vertragliche Kündigungsregeln
Der Kunde kann das Investmentdepot jederzeit kündigen. Kündigungs
erklärungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. Dies gilt auch 
für Teilkündigungen. Im Übrigen gelten die in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen der Bank, den Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte 
sowie den Vertragsbedingungen für Investmentdepots festgelegten Kündi-
gungsregeln.

Widerrufsrecht und Widerrufsfolgen
Der Kunde hat ein Widerrufsrecht nach § 305 KAGB, wenn die in dieser 
Vorschrift genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die Belehrung über 
dieses Widerrufsrecht ist auf Seite 4 des Antragsformulars angebracht.

Weitere Informationen
Weitere Informationen können den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Bank (S. A3 – A7), den Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte 
(S. A8 – A10) sowie den Vertragsbedingungen für Investmentdepots (S. 
A1 – A2) entnommen werden, die der Kunde zusammen mit diesen Verbrau-
cherinformationen erhalten hat.
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Informationen über den  
Umgang mit Interessenkonflikten

I.	 Mögliche Interessenkonflikte und ihre Handhabung

Bei der Vielzahl der Wertpapierdienstleistungen, die die Bank für ihre Kunden 
erbringt, reichen die wirksamen organisatorischen und administrativen 
Vorkehrungen, die die Bank zur Verhinderung bzw. der Bewältigung von 
Interessenkonflikten getroffen hat, nicht immer aus, um mit hinreichender 
Sicherheit zu gewährleisten, dass die bestmöglichen Interessen eines Kunden 
nicht geschädigt werden. Daher informieren wir unsere Kunden nachfolgend 
über solche Interessenkonflikte und unsere weitreichenden Vorkehrungen zum 
Umgang mit diesen. 
Unvermeidbare Interessenkonflikte können sich ergeben zwischen der Bank, 
anderen Unternehmen unserer Gruppe, unserer Geschäftsleitung, unseren 
Mitarbeitern, Personen, die mit uns verbunden sind, unseren Kunden oder 
zwischen unseren Kunden.

II.	 Art und Herkunft von Interessenkonflikten

Interessenkonflikte können dabei insbesondere entstehen:
–	� beim Erhalt und der Gewährung von Zuwendungen (beispielsweise 

Vertriebsfolgeprovisionen oder geldwerten Vorteilen) von Dritten oder 
an Dritte im Zusammenhang mit Wertpapierdienstleistungen oder Wert-
papiernebendienstleistungen;

–	� durch erfolgsbezogene Vergütung oder sonstige Anreizstrukturen von 
Mitarbeitern;

–	 bei Gewährung von Zuwendungen an unsere Mitarbeiter;
–	� aus anderen Geschäftstätigkeiten unseres Hauses, insbesondere dem 

Interesse der Bank an Eigenhandelsgewinnen;
–	� aus Beziehungen unseres Hauses mit Emittenten von Finanzinstrumenten, 

etwa bei Kooperationen;
–	 durch Erlangung von Informationen, die nicht öffentlich bekannt sind;
–	� bei Mitarbeitergeschäften;
–	� aus persönlichen Beziehungen und der Wahrnehmung von Mandaten 

unserer Mitarbeiter oder der Geschäftsleitung oder der mit diesen 
verbundenen Personen.

III.	Schritte zur Risikobegrenzung bzgl. der Beeinträchtigung der Kunden-

	 interessen

Um das Risiko zu vermeiden, dass unterschiedliche Interessen die Auftrags-
ausführung, die Vermögensverwaltung oder die Anlageberatung für unsere 
Kunden beeinflussen, haben wir uns und unsere Mitarbeiter auf hohe ethische 
Standards verpflichtet. Wir erwarten jederzeit Sorgfalt und Redlichkeit, recht-
mäßiges und professionelles Handeln, die Beachtung von Marktstandards 
und insbesondere immer die Beachtung des Kundeninteresses. 

Wir erbringen, Wertpapierdienstleistungen und Wertpapiernebendienstleis-
tungen ehrlich, redlich und professionell im bestmöglichen Interesse unserer 
Kunden und im gesetzlich vorgegebenen Rahmen.

In unserem Hause ist unter der direkten Verantwortung der Geschäftsleitung 
eine unabhängige Compliance-Stelle tätig, der die Identifikation, die Vermei-
dung und das Management von Interessenkonflikten sowie die Vermeidung 
des Missbrauchs von Insiderinformationen bzw. der Marktmanipulation 
obliegt.

Im Einzelnen ergreifen wir unter anderem folgende Maßnahmen:
–	� Regelungen über die Identifizierung konfliktträchtiger Tätigkeiten und 

Konstellationen;
–	�� Regelungen über die Annahme und Gewährung von Zuwendungen 

sowie deren Offenlegung im gesetzlich vorgegebenen Rahmen und, 
sofern eine Annahme durch die Bank nicht zulässig ist, über deren 
Auskehrung an den Kunden;

–	� Regelungen zu Vertriebsvorgaben und im Rahmen der Vergütung;

–	� Schaffung von Vertraulichkeitsbereichen durch Errichtung von Informa-
tionsbarrieren, die Trennung von Verantwortlichen und/oder räumliche 
Trennung („chinese walls“);

–	� Führung einer Insider- bzw. Beobachtungsliste, die der Überwachung 
des sensiblen Informationsaufkommens sowie der Verhinderung eines 
Missbrauchs von Insiderinformationen dient;

–	� Führung einer Sperrliste, die unter anderem dazu dient, möglichen 
Interessenkonflikten durch Geschäftsverbote zu begegnen;

–	� Offenlegung von Wertpapiergeschäften solcher Mitarbeiter gegenüber 
der Compliance-Stelle, bei denen im Rahmen ihrer Tätigkeit Interessen-
konflikte auftreten können;

–	� Schulungen unserer Mitarbeiter;
–	� Es ist den Mitarbeitern der Bank im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit 

untersagt, Geschenke, Einladungen oder Dienstleistungen von Dritten 
anzunehmen, es sei denn, die Annahme entspricht dem Gebot der 
Höflichkeit, die Zuwendung ist nicht unverhältnismäßig, übersteigt in 
ihrem Wert einen Betrag von EUR 150,00 nicht und die Gefahr einer 
unsachgemäßen Beeinflussung ist ausgeschlossen; 

–	� Definition eines Eskalationsprozesses für erkannte Interessenkonflikte.

Die Bank hat mithin Vorkehrungen getroffen, um zu gewährleisten, dass Inte-
ressenkonflikte frühzeitig erkannt und vermieden werden. Interessenkonflikte, 
die sich nicht vermeiden lassen, werden wir gegenüber den betroffenen 
Kunden vor einem Geschäftsabschluss offen legen. 

Auf folgende Punkte möchten wir Sie insbesondere hinweisen: 

Die Bank darf im Zusammenhang mit der Erbringung von Wertpapierdienst-
leistungen oder Wertpapiernebendienstleistungen grundsätzlich keine Zu-
wendungen (Provisionen, Gebühren oder sonstige Geldleistungen sowie 
nichtmonetäre Vorteile) von Dritten annehmen oder an Dritte gewähren, die 
nicht Kunden dieser Dienstleistung sind oder im Auftrag des Kunden tätig 
werden, es sei denn, die Zuwendung ist darauf ausgelegt, die Qualität der 
erbrachten Dienstleistung zu verbessern, und steht der ordnungsgemäßen 
Erbringung der Dienstleistung im bestmöglichen Interesse des Kunden nicht 
im Wege. Zuwendungen werden dem Kunden gegenüber offengelegt. So-
weit die Bank verpflichtet ist, Zuwendungen an den Kunden auszukehren, 
informiert sie ihn über die diesbezüglichen Verfahren.

Die Bank investiert laufend in die Bereitstellung, die Verbesserung und den 
Ausbau ihrer Infrastruktur und Dienstleistungen, um diese effizient und hohen 
Qualitätsstandards entsprechend anbieten zu können, sowie in die Bereitstel-
lung und Funktionalität ihres Internetangebots und der Erweiterung ihrer Pro-
dukt- und Angebotspalette und setzt hierzu auch erhaltene Zuwendungen ein.

Im Zusammenhang mit der Vermögensverwaltung darf die Bank im gesetzlich 
vorgegebenen Rahmen ausschließlich geringfügige nichtmonetäre Zuwen-
dungen annehmen und behalten.

Im Zusammenhang mit dem Kauf von Investmentanteilen oder anderen Finanz
instrumenten erhalten wir in der Regel Zuwendungen von Kapitalverwaltungs
gesellschaften, in- oder ausländischen Investment- oder Verwaltungsgesell-
schaften und/oder Zwischenkommissionären oder Emittenten. Hierzu gehören 
umsatzabhängige Vertriebsfolgeprovisionen, die von Kapitalverwaltungsge-
sellschaften, in- oder ausländischen Investment- oder Verwaltungsgesellschaf-
ten aus den von ihnen vereinnahmten Verwaltungsgebühren an uns bzw. an 
Zwischenkommissionäre gezahlt werden. 
Darüber hinaus vereinnahmen wir Ausgabeaufschläge selbst, soweit wir sie 
beim Verkauf von Investmentanteilen oder anderen Wertpapieren erheben. 
An unabhängige Berater/Vermittler, die uns mit oder ohne Bezug zu einem 
konkreten Geschäft Kunden oder einzelne Geschäfte zuführen, zahlen wir 
zum Teil Provisionen, die auch erfolgsbezogenen Charakter haben können. 
Auf Nachfrage werden weitere Einzelheiten über den Erhalt oder die Ge-
währung von Zuwendungen mitgeteilt.St
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B4

Allgemeine Grundsätze  
der Auftragsausführung

Wir sind verpflichtet, Aufträge unserer Kunden über den Kauf oder Verkauf 
von Finanzinstrumenten nach einem schriftlich fixierten Verfahren auszuführen, 
das darauf ausgerichtet ist, das bestmögliche Ergebnis für unseren Kunden 
zu erzielen.

Es kommt dabei nicht darauf an, ob bei der Ausführung des einzelnen 
Auftrages tatsächlich das beste Ergebnis erzielt wird. Entscheidend ist, dass 
das angewandte Verfahren typischerweise zum bestmöglichen Ergebnis für 
unseren Kunden führt.

Wir ermöglichen die Ausführung eines Kauf- oder Verkaufsauftrages von 
Finanzinstrumenten (Wertpapiere und sonstige Finanzinstrumente) nach fol-
genden Grundsätzen:

I.		 Geltungsbereich

Die vorliegenden Grundsätze beschreiben unser generelles Vorgehen für 
Privatkunden und professionelle Kunden im Sinne des Wertpapierhandels-
gesetzes.

II.	 Vorrang von Kundenweisungen

Eine Weisung des Kunden ist stets vorrangig. Bei der Ausführung eines 
Kauf- oder Verkaufsauftrages werden wir einer Weisung des Kunden Folge 
leisten. In diesem Fall finden die nachfolgend dargestellten Grundsätze 
keine Anwendung.

Die Pflicht zur Erzielung des bestmöglichen Ergebnisses entsprechend dem 
Umfang der Weisung gilt damit als erfüllt.

Ausdrückliche Weisungen eines Kunden können die Bank demnach davon 
abhalten, die Maßnahmen zu treffen, die sie im Rahmen ihrer Grundsätze 
der Auftragsausführung festgelegt und umgesetzt hat, um bei der Ausführung 
der Aufträge hinsichtlich der von den betreffenden Weisungen erfassten 
Elemente das bestmögliche Ergebnis zu erzielen.

III.	Grundsätze zur bestmöglichen Ausführung von Kundenaufträgen

1.  Kommissionsgeschäfte
Bei Kommissionsgeschäften gemäß Ziffer 1.2 der Sonderbedingungen für 
Wertpapiergeschäfte beauftragen wir die Deutsche WertpapierService 
Bank AG (im Folgenden auch „dwpbank“) als Zwischenkommissionärin, 
ein Ausführungsgeschäft abzuschließen. Hierbei kommen die von der 
dwpbank aufgestellten Ausführungsgrundsätze zur Anwendung. Diese Aus-
führungsgrundsätze sowie weitere Informationen sind über die Website  
www.dwpbank.de abrufbar. Auf Wunsch des Kunden händigen wir diese 
Informationen in unseren Geschäftsräumen in Papierform aus. 

Durch die Weiterleitung von Kundenaufträgen zur Ausführung an die dwpbank 
verfolgen wir das Ziel, dass bei der Ausführung gleichbleibend das bestmög-
liche Ergebnis erzielt wird. Die dwpbank ermöglicht durch die Bereitstellung 
von auf uns abgestimmten, standardisierten Prozessen eine effektive und 
kostengünstige Ausführung, Abwicklung und Abrechnung von Wertpapier-
geschäften. Durch die Bündelung dieser Faktoren bei der dwpbank werden 
insbesondere Kostenvorteile für den Kunden erzielt.

Eine Weiterleitung von Kundenaufträgen an die dwpbank erfolgt in folgenden 
Klassen von Finanzinstrumenten:
–	 Eigenkapitalinstrumente – Aktien und Aktienzertifikate
–	 Schuldtitel (z. B. Staatsanleihen, Unternehmensanleihen)
–	 Strukturierte Finanzprodukte
–	 Verbriefte Derivate
–	 Börsengehandelte Produkte (einschließlich Exchange Traded Funds („ETFs“)

Auf Basis der gesetzlichen Grundlage ist die Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen eines Investmentvermögens nicht Gegenstand der dargestellten 
Grundsätze. Die Ausgabe oder Rücknahme erfolgt über die Verwahrstelle. 

Kundenaufträge in anderen Klassen von Finanzinstrumenten nehmen wir 
aufgrund der überwiegend individuellen Ausgestaltung der Produkte nur 
mit Weisung entgegen.

2.  Festpreisgeschäfte
Soweit Aufträge zum Kauf oder Verkauf im Rahmen eines Festpreisgeschäftes 
erfolgen, stellen wir organisatorisch sicher, dass diese zu marktgerechten 
Bedingungen ausgeführt werden.

IV.	Vermögensverwaltung

Aufträge für ein Vermögensverwaltungsdepot (einschließlich Kauf- oder 
Verkaufsaufträgen in Bezug auf ETFs) werden ebenfalls nach den oben 
beschriebenen Grundsätzen behandelt. Die Ausgabe oder Rücknahme von 
Anteilen eines Investmentvermögens erfolgt im Übrigen über die Verwahrstelle 
und ist nicht Gegenstand dieser Grundsätze.

V.	 Überprüfung der Grundsätze

Wir überprüfen unsere Grundsätze, die die Weiterleitung von Aufträgen 
an die dwpbank begründen, und die Wirksamkeit der Grundsätze anlass
bezogen, mindestens einmal jährlich.

Weiterführende Informationen zur Auftragsausführung von Kundenaufträgen 
sind auf der Website der dwpbank unter www.dwpbank.de verfügbar. Auf 
Wunsch des Kunden händigen wir diese Informationen in unseren Geschäfts-
räumen in Papierform aus.
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Informationen über die  
Bank und ihre Dienstleistungen

Max Heinr. Sutor oHG
Hermannstraße 46
20095 Hamburg
Telefon: 040 82223163 – Fax: 040 80801319
E-Mail: info@sutorbank.de – Internet: www.sutorbank.de

Das Bankhaus Max Heinr. Sutor oHG (im Folgenden auch „Bank“) bietet 
seinen Kunden Geschäfte in Wertpapieren und anderen Finanzinstrumenten 
an, insbesondere im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung 
von Wertpapieren im eigenen Namen für fremde Rechnung oder für eigene 
Rechnung als Dienstleistung für andere, der Verwahrung dieser Wertpapiere 
und Finanzinstrumente sowie der Vermögensverwaltung, Anlageberatung 
und beratungsfreies Geschäft.

Die Kunden können mit der Bank persönlich, telefonisch, per E-Mail, Telefax 
oder Brief und in deutscher Sprache kommunizieren. Kundenaufträge können 
persönlich, telefonisch, per E-Mail, Telefax oder Brief und in deutscher Sprache 
erteilt werden. Ist zwischen der Bank und dem Kunden eine bestimmte 
Kommunikationsform (z.B. Online-Banking) vertraglich vereinbart, ist der 
Kunde verpflichtet, diese Kommunikationsform ausschließlich zu nutzen.

Die Bank wurde von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn und Marie-Curie-Str. 24–28, 
60439 Frankfurt am Main (www.bafin.de) zugelassen und wird von der 
BaFin und von der Europäischen Zentralbank (EZB), Sonnemannstr. 20, 
60314 Frankfurt am Main (www.ecb.europa.eu) beaufsichtigt.

Die Kunden der Bank werden als Privatkunden eingestuft und haben damit 
das höchste Schutzniveau. 

Über die Ausführung seiner Wertpapieraufträge wird der Kunde 
schnellstmöglich durch Übersendung einer Wertpapierabrechnung informiert. 
Falls die Bank aufgrund eines Sparplanes für den Kunden einmalig oder 
regelmäßig Aufträge in Investmentanteilen ausführt, wird der Kunde alle 
drei Monate durch Übersendung eines Konto-/Depotauszuges über die 
Einzelheiten der Ausführung dieser Aufträge informiert. Auf Wunsch erhält 
der Kunde darüber hinaus Informationen über den Stand seines Auftrages.

Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher 
Banken e. V. angeschlossen. Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis 
zum 31. Dezember 2014 30 %, bis zum 31. Dezember 2019 20 %, bis 
zum 31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 % des für 
die Einlagensicherung maßgeblichen haftenden Eigenkapitals der Bank. Für 
Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder prolongiert 
werden, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Einlage, 
die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenannten Stichtagen. 
Für Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 begründet wurden, gelten 
die alten Sicherungsgrenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum 
nächstmöglichen Kündigungstermin.

Bei der Verwahrung von Finanzinstrumenten beachtet die Bank die gesetzlichen 
und aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit des 
Depotgeschäftes. Die Verwahrung von Wertpapieren erfolgt gemäß den 
Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte. Es gelten die Regeln für die 
Haftung der Bank für etwaige Handlungen oder Unterlassungen eines Dritten. 
Inländische Wertpapiere werden regelmäßig bei der deutschen Wertpapier
sammelbank (Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main) verwahrt, 
sofern diese zur Girosammelverwahrung zugelassen sind. Trotz der damit 
verbundenen Risiken gewähren die gesetzlichen Regelungen den Schutz 
des Kundenvermögens. Das Sammeldepot wird als Fremddepot geführt, so 
dass die darin verbuchten Wertpapiere nicht für Verbindlichkeiten der Bank 
haften. Die Bank unterhält unter anderem Beziehungen zu ausländischen 
Lagerstellen. Ausländische Wertpapiere werden in der Regel im Heimatmarkt 
des betreffenden Papiers oder in dem Land verwahrt, in dem der Kauf getätigt 
wurde. In welchem Land die Wertpapiere des Kunden verwahrt werden, 
wird ihm auf der Wertpapierabrechnung oder dem Konto-/Depotauszug 
mitgeteilt. Anwendbare Rechtsvorschriften eines Drittlands können die 
Rechte des Kunden in Bezug auf die betreffenden Finanzinstrumente oder 
Gelder beeinflussen. An den Wertpapieren, die wie oben beschrieben 
verwahrt werden, erhält der Kunde Eigentum beziehungsweise eine 
eigentumsähnliche Rechtsstellung (vgl. Nr. 11 und 12 der Sonderbedingungen 
für Wertpapiergeschäfte). Dadurch ist der Kunde nach Maßgabe der jeweils 
geltenden ausländischen Rechtsordnung vor dem Zugriff Dritter auf seine 
Wertpapiere geschützt. Im Übrigen haftet die Bank bei der Verwahrung seiner 
Wertpapiere nach Nr. 19 der Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte. 
Die Bank oder eine Verwahrstelle können unter bestimmten 
Bedingungen ein Sicherungs-, Pfand- oder Verrechnungsrecht haben.

Bei Wertpapieren, die öffentlich angeboten werden, können die Verkaufs
unterlagen beim Emittenten angefordert werden und stehen in der Regel auch 
auf der Internetseite des Emittenten zur Verfügung. Eine Druckversion kann 
beim Emittenten angefordert werden.

Im Rahmen der Anlageberatung erbringt die Bank keine unabhängige 
Honorar-Anlageberatung, sondern bietet ausschließlich provisionsbasierte 
Anlageberatung an. Die Bank stützt sich bei der Anlageberatung auf eine 
umfangreiche Analyse verschiedener Arten von Finanzinstrumenten. Eine 
regelmäßige Beurteilung der Geeignetheit der empfohlenen Finanzinstrumente 
wird den Kunden nicht zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen des Vertriebs von Anteilen an Investmentvermögen i. S. d. KAGB 
sowie im Zusammenhang mit der Ausführung von Aufträgen zum Kauf 
und Verkauf von anderen Wertpapieren kann die Bank Zuwendungen 
von Kapitalverwaltungsgesellschaften, in- und ausländischen Investment- 
bzw. deren Verwaltungsgesellschaften, Zwischenkommissionären bzw. 
Verwahrstellen, Emittenten, systematischen Internalisierern oder Market-
Makern (im Folgenden zusammen „Handelspartner“) erhalten. Hierzu 
gehören u. a. Vertriebsfolgeprovisionen, die von den Handelspartnern aus 
einer von ihnen vereinnahmten Verwaltungsgebühr an die Bank gezahlt 
werden, und transaktionsbezogene Vergütungen. Die Bank erhält gelegentlich 
auch nichtmonetäre bzw. geldwerte Vorteile der folgenden geringfügigen 
Art. Einzelheiten zu Zuwendungen ergeben sich aus den jeweiligen 
Antragsunterlagen.

Im Rahmen der Erbringung von Finanzportfolioverwaltungsdienstleistungen 
erhält die Bank gelegentlich nichtmonetäre bzw. geldwerte Vorteile. Sofern die 
Annahme oder Gewährung von bestimmten nichtmonetären Zuwendungen im 
normalen Geschäftsverlauf üblich ist und eine gewisse Größenordnung nicht 
überschritten wird, ordnet die Bank diese als geringfügig ein. Im Wesent
lichen handelt es sich um folgende Arten von geringfügigen nichtmonetären 
Vorteilen:
–	� allgemein gehaltene Informationen oder Dokumentationen zu Finanz

instrumenten und/oder Wertpapierdienstleistungen;
–	� von Dritten erstelltes werbliches Informationsmaterial zu Neuemissionen, 

die vom Emittenten bei oder potenziellen Emittenten aus dem 
Unternehmenssektor in Auftrag gegeben werden und grundsätzlich dem 
Publikum zur Verfügung stehen; 

–	� kostenlose oder vergünstigte Teilnahme an Konferenzen, Seminaren, 
Vorträgen, Fachtagungen/Veranstaltungen für Mitarbeiter und andere 
Bildungsmaßnahmen, die von Produkt- oder Dienstleistungsanbietern 
veranstaltet oder unterstützt werden, die zu den Vorteilen und 
Merkmalen eines bestimmten Finanzinstrumentes oder einer bestimmten 
Wertpapierdienstleistung abgehalten werden;

–	� angemessene Bewirtungsaufwendungen, soweit sie nach den 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben zulässig sind;

–	 kleinere geldwerte Vorteile (Sachleistungen).

Die Annahme dieser Zuwendungen dient der Verbesserung der 
Servicequalität. Dazu zählen unter anderem die kontinuierliche Erweiterung 
der fachlichen Qualifikation der Mitarbeiter, die Sicherstellung des Zugangs 
zu relevanten Informationen zu Kapitalmarktthemen und Produktneuerungen 
sowie die Optimierung von Systemen und Schnittstellen. Die Bank stellt sicher, 
dass die erhaltenen Zuwendungen der ordnungsgemäßen Erbringung von 
Dienstleistungen im bestmöglichen Interesse der Kunden nicht entgegenstehen.

Die Bank hat Grundsätze zur Vermeidung von und für den Umgang mit 
Interessenkonflikten aufgestellt. Einzelheiten sind in den Informationen über 
den Umgang mit Interessenkonflikten enthalten.

Die Bank berechnet Kosten und Nebenkosten entsprechend dem 
Preisverzeichnis bzw. den Bestimmungen des jeweiligen Antragsformulars 
und den dazugehörigen Vertragsbedingungen. Einzelheiten hierzu sind in 
den Informationen über alle Kosten und Nebenkosten enthalten.

Neben den genannten Kosten ist es möglich, dass dem Kunden aus Geschäften 
im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten oder Wertpapierdienstleistungen 
weitere Kosten und Steuern entstehen, die nicht über die Bank gezahlt oder 
in Rechnung gestellt werden.

Die Kunden erhalten die vorgeschriebenen Informationen zum Zielmarkt. Im 
beratungsfreien Geschäft wird die Bank den Zielmarkt nur im Hinblick auf die 
Zielmarktkriterien Kundenkategorie sowie Kenntnisse und Erfahrungen prüfen.
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Kriterien der Anlageentscheidung

Zielalternativen jeder Art von Geld- und Vermögensanlage bilden die drei 
Kriterien des „magischen Dreiecks“ der Geldanlage: Rentabilität (Ertrag der 
Anlage), Sicherheit der Anlage und Verfügbarkeit (Möglichkeit, die Anlage 
in Bargeld zurückzuwandeln). Keine Anlageform erfüllt alle drei Kriterien 
in gleichem Maße. 
Zum einen besteht ein Spannungsverhältnis zwischen der Rentabilität und 
der Sicherheit einer Vermögensanlage. Zur Erreichung eines möglichst hohen 
Grades an Sicherheit muss regelmäßig eine niedrigere Rendite in Kauf 
genommen werden. Andersherum bieten spekulative Anlagen zwar höhere 
Ertragschancen, bergen gleichzeitig aber auch höhere Verlustrisiken. Mit 
steigender Sicherheit sinkt tendenziell die Rendite.
Zum anderen gibt es einen Zielkonflikt zwischen der Verfügbarkeit und 
der Rentabilität einer Vermögensanlage, da kurzfristig verfügbare Anlagen 
oftmals niedrigere Renditen erzielen als langfristige Investitionen. 
Die Bestimmung, wie sich die drei Kriterien zueinander verhalten sollen, 
bildet die Grundlage für die persönliche Entscheidung jedes Anlegers über 
die Form seiner Geldanlage und dementsprechend auch über die Art des 
bevorzugten Investmenttyps.
Darüber hinaus kann auch die persönliche Einstellung des Anlegers zum The-
ma Nachhaltigkeit die Anlageentscheidung beeinflussen. Nachhaltigkeit am
Kapitalmarkt bezieht sich auf Investitionen in wirtschaftliche Tätigkeiten oder
Unternehmen, die zur Erreichung bestimmter Ziele beitragen, die in einer EU-
Verordnung zur Nachhaltigkeit festgeschrieben sind. Dies sind beispielsweise
Umwelt-, Klima-, humanitäre oder soziale Ziele. 
Als Standard nachhaltiger Anlagen hat sich das Kürzel „ESG“ etabliert. Diese
drei Buchstaben beschreiben drei nachhaltigkeitsbezogene Verantwortungs-
bereiche von Unternehmen: Das „E“ (= Environment) steht für Ökologie und
Umweltschutz, das „S“ (= Social) für soziale Verantwortung und das „G“ (=
Governance) für gute Unternehmensführung.

Grundgedanke der Fondsanlage

Im Wertpapierbereich stellen Investmentvermögen (Fonds) für den privaten 
Anleger seit Gründung des ersten Investmentvermögens 1868 eine gute 
Möglichkeit dar, bereits mit kleinen Beträgen und nach dem Prinzip der Risiko
mischung bei fachmännischer Verwaltung gleichzeitig in mehrere Anlage
instrumente zu investieren.

Investmentvermögen sind dabei eine interessante Alternative zu der direkten 
Anlage in Aktien, Schuldverschreibungen, Immobilien, Bankguthaben etc. 
Eine Kapitalverwaltungsgesellschaft (KVG) sammelt das Geld der Kapital-
anleger, bündelt es in einem Investmentvermögen und investiert es in unter-
schiedliche Finanzinstrumente. Durch die Streuung der Investition wird das 
Anlagerisiko reduziert. Das Geld wird nach vorher festgelegten Anlagezielen 
und Risikokriterien in Aktien, festverzinslichen Wertpapieren, am Geldmarkt, 
in Derivaten, Bankguthaben und/oder in Immobilien angelegt.

Rahmenbedingungen

Es gelten die Regelungen des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB). Angeboten 
werden Investmentvermögen in Deutschland von inländischen und auslän-
dischen Gesellschaften. Deutschen Kapitalverwaltungsgesellschaften erteilt 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb und überwacht die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften. 
Ausländische Verwaltungsgesellschaften unterliegen speziellen Vertriebsvor-
schriften des KAGB und haben der BaFin ihre Vertriebsabsichten elektronisch 
angezeigt. Diese überwacht die Einhaltung der organisatorischen und recht-
lichen Bestimmungen.

Die Aufgabe der Kapitalverwaltungsgesellschaft besteht darin, das Fondsver-
mögen nach Maßgabe der gesetzlich und vertraglich festgelegten Anlagestra-
tegie anzulegen. Das Fondsvermögen/Sondervermögen setzt sich zusammen 
aus den erworbenen Wertpapieren, den Geldmarktinstrumenten, Investment
anteilen sowie den sonstigen Vermögenswerten und muss zum Schutz des 
Anlegers getrennt vom eigenen Vermögen der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
sowie von weiteren Sondervermögen der Gesellschaft verwaltet werden. Es 
haftet nicht für Schulden der Kapitalverwaltungsgesellschaft sowie anderer 
Investmentfonds. Die Verwaltung und Verwahrung des Fondsvermögens er-
folgt seitens einer unabhängigen Verwahrstelle, zu deren weiteren Aufga-
ben die Ausgabe und Rücknahme von Anteilsscheinen, die börsentägliche 
Berechnung der Anteilspreise sowie die Überwachung der Einhaltung der 
Anlagestrategie durch die Kapitalverwaltungsgesellschaft gehören.

Mit dem Kauf von Investmentanteilen wird der Anleger anteilig Miteigentümer 
am Investmentvermögen. Der Anteilspreis bemisst sich nach dem Wert des 
gesamten Fondsvermögens (Nettoinventarwert) dividiert durch die Anzahl 
der ausgegebenen Anteile und wird bei Publikumsfonds börsentäglich von der 
Verwahrstelle ermittelt. Er entspricht in der Regel dem Rücknahmepreis. Der 
Ausgabepreis, zu dem der Anleger einen Fondsanteil erwerben kann, ergibt 
sich aus diesem Anteilspreis zuzüglich eines eventuellen Ausgabeaufschlags, 
der zur Deckung der Vertriebskosten dient.

Der Erwerb und die Rückgabe von Anteilsscheinen können direkt über die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, über die Verwahrstelle, die Vertriebs- oder 
Zahlstellen gemäß Verkaufsprospekt sowie zunehmend über die Börse erfol-
gen. Dieses ist den jeweiligen Anlagebedingungen zu entnehmen.

Publizitätspflichten
Kapitalverwaltungsgesellschaften müssen einmal jährlich für jedes von ihnen 
verwaltete Investmentvermögen einen Jahresbericht und halbjährlich einen 
Halbjahresbericht erstellen. Zu jedem Investmentvermögen müssen die  
wesentlichen Anlegerinformationen sowie ein Verkaufsprospekt mit den 

Anlagebedingungen vorliegen, die über die Anlagegrundsätze, die Risiken 
sowie die Kosten informieren.

Arten von Investmentvermögen (Fonds)

Investmentvermögen gibt es in zahlreichen Ausprägungsformen mit sehr 
unterschiedlichen Anlageschwerpunkten und Anlagekonzepten. Die Anlage-
bedingungen sind im Verkaufsprospekt des Fonds festgelegt und beinhalten 
Mindestrichtlinien in Bezug auf die Anlagepolitik des Investmentvermögens 
sowie spezifische Vorgaben über zulässige Anlagewerte und -schwerpunkte. 
Nachfolgend werden Ihnen einige wichtige Fondsarten vorgestellt:

Publikumsfonds werden in der Regel für eine beliebige Anzahl von Anlegern 
aufgelegt und öffentlich angeboten und können grundsätzlich von jedem 
privaten und institutionellen Interessenten erworben werden.

Spezialfonds dagegen werden für einzelne, meist institutionelle Kunden 
konstruiert und können von Privatanlegern nicht erworben werden.

Offene Investmentvermögen (Open-end-Fonds) geben laufend Anteilsscheine 
aus und verwenden den Erlös zum Erwerb weiterer Anlagewerte. Das Sonder
vermögen kann beliebig erweitert werden. Die Anteilsscheine können in 
der Regel an jedem Börsentag gehandelt werden. Es besteht eine Pflicht 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft, den vertraglichen Bedingungen entspre-
chend, ausgegebene Anteilsscheine zum Rücknahmepreis zurückzunehmen. 
Bei außergewöhnlichen Umständen können Kapitalverwaltungsgesellschaften 
die Rücknahme von Anteilen jedoch vorübergehend aussetzen.

Geschlossene Investmentvermögen (Closed-end-Fonds) geben einmalig eine 
bestimmte, feststehende Zahl von Zertifikaten aus. Der Anleger hat keinen 
Anspruch auf vorzeitige Rücknahme des Anteils, diese können nur an Dritte, 
gegebenenfalls über eine Börse, verkauft werden.

Investitionen deutscher Privatanleger erfolgen am häufigsten in offenen Publi
kumsfonds, so dass diese den Schwerpunkt nachfolgender Informationen bilden:

Anlageschwerpunkte offener Publikumsfonds

Aktienfonds sind Investmentvermögen, die nach dem Grundsatz der Risiko
streuung ausschließlich oder überwiegend in Aktien anlegen. Von den 
Anlagegrundsätzen und dem Anlageschwerpunkt des jeweiligen Fonds ist 
die Aktienauswahl abhängig. Aktienfonds können beispielsweise global in 
internationalen Aktien anlegen oder in Aktien aus speziellen geographischen 
(Regionen, Länder) oder wirtschaftlichen (Branchen) Bereichen investieren. 
Auch die Abbildung eines bestimmten Aktienindexes ist möglich.

Rentenfonds investieren größtenteils oder ausschließlich in verzinsliche Wert-
papiere, wie z. B. Bundesanleihen und Staats- oder Unternehmensanleihen 
mit unterschiedlichsten Laufzeiten, Währungen und Zinssätzen. Die einzelnen 
Rentenfonds unterscheiden sich nach Laufzeit, Emittenten sowie Regionen, 
in die sie investieren.

Gemischte Fonds investieren in Aktien, Anleihen, derivative Instrumente und 
zum Teil auch in Geldmarktpapiere und weisen somit ein breites Anlage
spektrum aus. Aktien, Anleihen, Derivate und Geldmarktpapiere können je 
nach Marktentwicklung und Börsentrend unterschiedlich gewichtet werden. 
Die höheren Kurschancen bei Aktien werden mit der größeren Sicherheit 
von Anleihen kombiniert.

Geldmarktfonds legen das Vermögen in festverzinsliche Wertpapiere mit sehr 
kurzen Restlaufzeiten, in variabel verzinsliche Wertpapiere, in Bankguthaben 
und in Tages- sowie Festgeldern bis zu einem Jahr an. Ziel ist es, eine dem 
aktuellen Geldmarkt, d. h. einem anerkannten Referenzzinssatz entsprechende 
Verzinsung zu erwirtschaften. Die Sicherheit der Anlagegelder steht dabei 
im Vordergrund, während das Kursrisiko reduziert ist.

Garantie- und Kapitalschutzfonds versprechen zum Laufzeitende oder zum 
Ende der Wertsicherungsperiode den (teilweisen) Erhalt des eingesetzten 
Kapitals und bieten gleichzeitig Chancen auf Wertsteigerungen.
Anleger partizipieren größtenteils an der Entwicklung eines bestimmten 
Marktes – vielfach dem Verlauf eines bestimmten Aktienindexes. Ein negativer 
Verlauf wird nicht oder nur zum geringen Teil an den Anleger weitergegeben. 
Diese Absicherung verursacht Kosten, die zu Lasten des Fondsvermögens gehen. 
Es gibt also eine um die Absicherungskosten reduzierte Wertentwicklung 
und gleichzeitig eine vollständige oder teilweise Absicherung nach unten.

Total oder Absolute Return Fonds verfolgen jeweils sehr unterschiedliche 
Strategien. Grundidee ist es, einen absoluten Gewinn bzw. eine fortwäh-
rend positive Entwicklung des Anteilspreises sowohl bei steigenden als auch 
sinkenden Märkten zu erzielen. Anders als bei Garantie- und Kapitalschutz-
fonds wird kein Versprechen gegeben, dass das eingesetzte Kapital ganz 
oder größtenteils erhalten bleibt.

Hedgefonds (Sondervermögen mit zusätzlichen Risiken) bedienen sich bei 
der Anlage des Fondsvermögens vorwiegend spekulativer Börsengeschäfts-
möglichkeiten, die ursprünglich zu Absicherungszwecken entwickelt wurden 
(Swaps, Optionen, Futures, Leerverkäufe). Sie verfolgen vielfältige Strategien 
mit dem Ziel hoher absoluter Renditen, meist unter Einsatz von Derivaten und 
weisen einen spekulativen Fondscharakter mit teilweise sehr hohem Risiko aus. 
Öffentlich angeboten werden Hedgefonds in Deutschland nur in der Form 
des Dachfonds; zur Risikoreduzierung wird das Kapital hierbei in mehreren 
einzelnen Hedgefonds mit unterschiedlichen Anlageschwerpunkten angelegt.

Immobilienfonds investieren die Anlagegelder vorwiegend in gewerblich 
genutzte Objekte (Bürohäuser, Einkaufszentren etc.) guter bis bester Lagen, 
in Grundstücke und Grundstücks-Gesellschaften, in Erbbaurechte sowie zu 
einem geringen Teil auch in größere Wohnbauprojekte. Daneben werden 
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liquide Finanzanlagen wie Wertpapiere und Bankguthaben zur Gewährleis-
tung anstehender Zahlungsverpflichtungen des Fonds und zur Rücknahme von 
Anteilen gehalten (siehe auch „Spezielle Risiken bei offenen Immobilienfonds“ 
– „c) Aussetzung der Anteilsrücknahme“).

Indexfonds bilden einen bestimmten Index, z. B. den DAX, vollständig oder in 
hoher Übereinstimmung nach, so dass das Anlageergebnis im Wesentlichen 
die Entwicklung des Indexes widerspiegelt.

Dachfonds legen die ihnen zufließenden Mittel nicht in einzelnen Wertpapieren, 
sondern in Investmentanteilen anderer Kapitalverwaltungsgesellschaften an 
und erreichen somit eine breite Risikostreuung. Das Dachfonds-Management 
beobachtet und analysiert nicht die einzelnen Wertpapiere, sondern die 
Märkte und die Qualität der Investmentvermögen, die in diese Märkte inves-
tieren und richtet die eigenen Investitionen entsprechend aus. Man spricht 
deshalb auch von einer standardisierten Vermögensverwaltung vor allem 
für kleine Anlagebeträge.

Regelbasierte Fonds, deren Fondsvermögen anhand fester Regeln bzgl. der 
Basiswerte, Auswahlprozesse, Anlageziele sowie des Anlageuniversums 
zusammengestellt wird, können eine direkte oder indirekte Anlagepolitik 
verfolgen.
Während bei der indirekten Anlagepolitik die Wertentwicklung des Basis-
wertes (z. B. ein aus mehreren Vermögensgegenständen zusammengestellter 
Basket) überwiegend durch Derivate dargestellt wird, investieren Fonds 
mit direkter Anlagepolitik unmittelbar in die Vermögensgegenstände des 
Basiswertes.

Exchange Traded Funds (ETFs) sind börsengehandelte Investmentvermögen, 
die in der Regel nicht aktiv von einer Kapitalverwaltungsgesellschaft gemanagt 
werden, sondern die passiv die Wertentwicklung bestimmter Indizes möglichst 
genau abbilden. Ein Index kann der eines Landes, einer Branche oder gar 
ein globaler Index sein. Mittlerweile können ETFs jegliche Anlageklassen 
(Aktien, Anleihen, Rohstoffe, Währungen usw.) nachbilden. 
Die Nachbildung der zugrundeliegenden Zielindizes erreichen ETFs entweder 
durch eine physische oder synthetische Replikation (= Nachbildung). Bei 
der physischen Replikation kauft der ETF die im zugrundeliegenden Index 
enthaltenen Wertpapiere exakt nach Art und Gewichtung oder dem Rendite-
Risiko-Profil des Index entsprechende Wertpapiere nach. Veränderungen in 
der Zusammensetzung der Indizes werden vom ETF direkt nachvollzogen.
Bei der synthetischen Replikation erfolgt die Indexnachbildung über ein 
Tauschgeschäft (= Swap). Hier geht der ETF eine Swap-Vereinbarung 
mit einem Kreditinstitut (Kontrahent) ein, bei der die Zahlungsströme der 
Vermögenswerte des ETF gegen die Garantie der Wertentwicklung des 
zugrundeliegenden Index durch das Kreditinstitut getauscht werden.

Die Investitionen der oben beschriebenen Investmentvermögen können dabei 
z. B. ausschließlich in einem bestimmten Land (Länderfonds), einer bestimmten 
geographischen Region (Regionenfonds) oder weltweit (Internationaler Fonds) 
erfolgen, sich auf ganz bestimmte Märkte, Instrumente oder Kombinationen 
daraus konzentrieren (Spezialitätenfonds), ausschließlich in Werte bestimmter 
Industriezweige oder Wirtschaftssektoren erfolgen (Branchenfonds) oder 
mit einer vorher festgelegten Laufzeit versehen werden (Laufzeitfonds). Die 
Währung der Sondervermögen kann sowohl auf EURO als auch auf eine 
Fremdwährung lauten.

Die erwirtschafteten Erträge der o. g. Investmentvermögen (Zinsen, Dividenden, 
Mieteinnahmen, Kursgewinne etc.) können sowohl nach Beendigung des 
Geschäftsjahres an die Anteilseigner ausgeschüttet werden (Ausschüttende 
Investmentvermögen) als auch im Fondsvermögen verbleiben (Thesaurierende 
Investmentvermögen). Bei ausschüttenden Investmentvermögen vermindert 
sich der Anteilspreis am Tag der Ausschüttung um den ausgeschütteten Betrag. 
Bei thesaurierenden Investmentvermögen werden mit den einbehaltenen 
Erträgen in der Regel weitere Wertpapiere gekauft.

Neben den genannten Fondstypen gibt es eine Vielzahl weiterer Fonds
kategorien, die sich durch Weiterentwicklungen und Innovationen in der 
Investmentbranche gebildet haben. Die konkrete Anlagestrategie jedes ein-
zelnen Investmentvermögens wird in den jeweiligen Verkaufsprospekten und 
Anlagebedingungen verbindlich festgelegt.

Mit der Anlage in Wertpapieren generell sowie speziell mit Investment-
vermögen verbundene Risiken

Unter Kursrisiko versteht man die möglichen Wertschwankungen einzelner 
Vermögensanlagen. Üblicherweise orientiert sich der Kurs z. B. einer Aktie an 
der wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens sowie an den allgemeinen 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen.

Neben handfesten Faktoren bestimmen auch Meinungen und Gerüchte die 
Kursentwicklung an der Börse. Obwohl sich objektive Faktoren der Unter-
nehmensentwicklung nicht verändert haben, können solche Stimmungslagen 
den Kurs eines Wertpapiers und somit den Ertrag der Vermögensanlage stark 
beeinflussen (Psychologisches Marktrisiko).

Das Maß für die Schwankungsbreite eines Wertpapierkurses innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums wird auch als Volatilität bezeichnet. Je höher die Vola-
tilität ist, umso stärker schlägt der Kurs nach oben und unten aus und desto 
riskanter aber auch chancenreicher ist eine Investition in diese Kapitalanlage.

Wird eine Vermögensanlage in Fremdwährung gewählt, so hängt der Ertrag 
bzw. die Wertentwicklung dieser Anlage stark von der Entwicklung des Wech-
selkurses der Fremdwährung zum EURO ab. Die Änderung des Wechsel
kurses kann den Ertrag und den Wert des Investments daher vergrößern oder 
vermindern (Währungs- bzw. Wechselkursrisiko).

Bei Vermögensanlagen mit Auslandsbezug (z. B. ausländischer Schuldner) 
besteht – abhängig vom jeweiligen Land – das zusätzliche Risiko, dass 

durch politische oder devisenrechtliche Maßnahmen/Beschränkungen eine 
Realisierung des Investments verhindert oder erschwert wird (Transferrisiko). 
Bei Fremdwährungsgeschäften können derartige Maßnahmen auch dazu 
führen, dass die Fremdwährung nicht mehr frei konvertierbar ist. Kann ein 
ausländischer Emittent seine Verpflichtungen aufgrund von Beschränkungen 
seines Sitzlandes nicht erfüllen, spricht man vom Länderrisiko.

Die Möglichkeit, ein Wertpapier jederzeit zu marktgerechten Preisen verkaufen 
zu können, wird Handelbarkeit (= Liquidität) genannt. Ein liquider Markt 
zeichnet sich dadurch aus, dass ein Anleger seine Wertpapiere verkaufen 
kann, ohne dass schon ein durchschnittlich großer Verkaufsauftrag (gemessen 
am marktüblichen Umsatzvolumen) zu spürbaren Kursschwankungen führt 
und nicht oder nur auf einem deutlich niedrigeren Kursniveau abgewickelt 
werden kann (Liquiditätsrisiko).

Unter Bonitätsrisiko versteht man das Risiko der Zahlungsunfähigkeit des Emit-
tenten eines Wertpapiers, d.h. eine mögliche Unfähigkeit zur termingerechten 
oder endgültigen Erfüllung seiner Verpflichtungen, wie Dividendenzahlung, 
Zinszahlung, Tilgung etc. Es wird auch Schuldner- oder Emittentenrisiko 
genannt. Ein Hinweis zur Beurteilung der Bonität eines Schuldners kann 
das sogenannte Rating (= Bonitätsbeurteilung des Schuldners durch eine 
unabhängige Rating-Agentur) sein.

Das Zinsrisiko ergibt sich aus der Möglichkeit zukünftiger Veränderungen 
des Marktzinsniveaus.

Der Kauf von Wertpapieren auf Kredit stellt ein erhöhtes Risiko dar, da der 
aufgenommene Kredit unabhängig vom Erfolg des Investments zurückgeführt 
werden muss und die Kreditkosten darüber hinaus den Ertrag schmälern.

Das Inflationsrisiko bezeichnet die Unsicherheit über die reale Höhe der 
zukünftigen Auszahlungen (Geldentwertung).

Ein Konjunkturrisiko entsteht dann, wenn die Konjunkturentwicklung bei der 
Anlageentscheidung unzureichend berücksichtigt wird. Sinkende Konjunktur-
aussichten können sich in den Wertpapierkursen niederschlagen.

Steuerliche Risiken können sowohl auf den Kapitalmärkten durch Änderungen 
des Steuerrechts der jeweiligen Länder als auch durch die steuerliche Situa-
tion beim Anleger entstehen (insbesondere Kapitalerträge und Erträge aus 
privaten Veräußerungsgeschäften).

Gelten die bisher aufgeführten Risiken nicht nur für Investmentvermögen, son-
dern in viel stärkerem Umfang auch für Einzelinvestments, sind abschließend 
noch einige typische Risiken für Investmentvermögen zu beachten, die den 
Wert Ihrer Vermögensanlage nachhaltig beeinträchtigen können:

Unübersichtlichkeit
Aufgrund der Vielzahl der hierzulande angebotenen Investmentvermögen gilt 
es für den Anleger, sich einen Überblick über die Produkte und Anlageschwer-
punkte zu verschaffen und diejenigen Investmentvermögen auszuwählen, die 
seinen persönlichen Vorstellungen und Anlagezielen entsprechen.

Fondsmanagement
Das Management ist für den Anlageerfolg eines Investmentvermögens entschei-
dend. Qualität, fachliche Kompetenz und Kontinuität sind für den Erfolg eines 
Investmentvermögens, verglichen mit dem jeweiligen Markt bzw. gegenüber 
der Konkurrenz, ausschlaggebend. Wertentwicklung und Schwankung der An-
teilswerte können auch bei Investmentvermögen mit gleichem Anlageschwer-
punkt weit auseinander liegen. Fehlentscheidungen des Fondsmanagements 
wirken sich dementsprechend negativ auf die Wertentwicklung aus.

Fondsvolumen
Die Größe des Fondsvolumens kann die Wertentwicklung eines Investment-
vermögens in starkem Maße beeinflussen. In kleinen bzw. engen Märkten 
kann der Einstieg mit großen Summen die Kurse verzerren, die schnelle 
Umschichtung bzw. der Ausstieg aus schwankungsstarken und engen Märkten 
kann bei einem hohen Fondsvolumen schwieriger sein.

Fondsschließung/Fondsfusion
Sollte der Geschäftsbetrieb eines Investmentvermögens z. B. bei volumen-
schwachen Investmentvermögen nicht mehr wirtschaftlich sein, sieht das 
KAGB ausdrücklich die Möglichkeit der Fondsschließung oder Zusammen
legung mit anderen Investmentvermögen vor. In diesem Fall werden die 
Anteile entweder an die Anteilseigner ausgezahlt oder kostenfrei in ein 
anderes Investmentvermögen investiert.

Illiquidität
Die Handelbarkeit von Investmentanteilen kann beschränkt bzw. an bestimmte 
Kriterien gebunden sein. Das Liquiditätsrisiko besteht unter Umständen darin, 
dass eine Rückgabe von Anteilen zum gewünschten Zeitpunkt nicht möglich 
ist. Die Beschränkung der Handelbarkeit kann durch die Aussetzung der 
Anteilsrücknahme (siehe hierzu „Aussetzung der Anteilsrücknahme“) gegeben 
sein, aber auch speziell durch die Art des Investmentvermögens wie z. B. bei 
Hedgefonds und Immobilienfonds (siehe hierzu „Spezielle Risiken bei Hedge-
fonds“ bzw. „Spezielle Risiken bei offenen Immobilienfonds“) bedingt sein.

Performancelisten
Listen, in denen Investmentvermögen nach der besten Wertentwicklung für 
einen oder mehrere Zeiträume geordnet werden, können von den Anlegern 
falsch interpretiert werden. Die Performanceangaben beziehen sich dabei 
immer auf die Vergangenheit und selbst bei einer sehr langfristig zurück
reichenden Betrachtung kann aus diesen Angaben niemals auf eine künftige 
Wertentwicklung geschlossen werden.

Anlagerisiko
Die Risiken von Investmentvermögen sind einerseits von den Anlageschwer-
punkten und andererseits von den Anlagezeiträumen abhängig. Kursände-
rungen der je nach Anlageschwerpunkt im Investmentvermögen enthaltenen 
Wertpapiere spiegeln sich in den Anteilspreisen wider. Chancen und Risiken 
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hängen nicht zuletzt davon ab, wie weit das Anlagespektrum eines Invest-
mentvermögens gefasst ist. Hierbei gilt: Je spezieller das Investmentvermögen, 
desto höher das Risiko.

Ein so genanntes „Klumpenrisiko“ entsteht dann, wenn der Anteilskäufer 
beim Erwerb mehrerer Investmentvermögen nicht darauf achtet, welche 
Anlageinstrumente in den einzelnen Investmentvermögen enthalten sind und 
es zu einer Risikoballung kommt. Die erhoffte Risikostreuung, die der Erwerb 
verschiedener Investmentvermögen mit sich bringen soll, ist in diesem Fall 
nicht mehr gegeben.

Risiken durch den Einsatz von Derivaten und Wertpapierleihegeschäften
Entsprechend den vertraglichen Vorgaben können Investmentvermögen 
ggf. in Derivate (Optionen, Finanzterminkontrakte, Swaps etc.) investieren.
Derivaten wohnt aufgrund ihrer Konstruktion ein Hebeleffekt inne. Dieser 
bewirkt, dass Derivate sich im Vergleich zu ihrem Basiswert überproportional 
entwickeln, dem entsprechend ist deren Einsatz mit Risiken verbunden. Bei 
Derivategeschäften können zudem Verluste über die eingesetzten Beträge 
hinaus entstehen. 
Bei Wertpapierleihegeschäften besteht das Risiko, dass der Entleiher seinen 
Rückgabeverpflichtungen nicht nachkommt und die vom Entleiher gestellten 
Sicherheiten zur Kompensation der Wertverluste nicht ausreichen.
Durch den Derivateeinsatz und das Wertpapierleihegeschäft kann das Fonds-
vermögen gemindert werden, was zu Vermögensverlusten führt.

Kosten
Für die Verwaltung von Fonds sowie ggf. beim Erwerb und/oder der Ver-
äußerung von Fondsanteilen fallen Kosten an, die bei der Direktanlage 
möglicherweise nicht oder nicht in dieser Höhe auftreten. 
Die Gesamtkosten ergeben sich aus den Abschlussgebühren/Vertriebskosten, 
Ausgabeauf-/Rücknahmeabschlägen, internen Kosten für die Verwaltung des 
Investmentvermögens sowie erfolgsabhängigen Kosten.

Swing-Pricing
Zum Teil behalten sich ausländische Investmentvermögen in ihren Vertrags
bedingungen die Anwendung von Swing-Pricing vor. Das bedeutet, dass 
der Anteilswert bei hohen Mittelzuflüssen nach oben oder bei hohen Mittel
abflüssen nach unten verändert werden kann. Entsprechend muss beim 
Anteilserwerb mehr als der Anteilswert bezahlt bzw. bei der Anteilsrückgabe 
weniger als der Anteilswert ausgezahlt werden. 

Ausgabekosten
Abschlussgebühren/Vertriebskosten, Ausgabeaufschläge und interne Kosten 
für die Verwaltung des Investmentvermögens ergeben möglicherweise Ge-
samtkosten, die sich insbesondere dann nachteilig im Vergleich zur Direktan-
lage auswirken, wenn die Investmentanteile nur kurze Zeit gehalten werden.

Aussetzung der Anteilsrücknahme
Die Rücknahme von Anteilsscheinen darf von der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
ausgesetzt und erst zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufgenommen werden, 
wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berück-
sichtigung der Interessen der Anteilsinhaber erforderlich erscheinen lassen. Da-
nach muss entschieden werden, ob der herkömmliche Geschäftsbetrieb wieder 
aufgenommen wird oder ob es zu einer Abwicklung des Investmentvermögens 
kommt. Darüber hinaus kann auch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht das Aussetzen der Rücknahme der Anteile anordnen, wenn dies im 
Interesse der Anleger oder der Öffentlichkeit erforderlich ist. Solange die Rück-
nahme ausgesetzt ist, dürfen keine Anteile ausgegeben werden.

Spezielle Risiken bei Hedgefonds
Hedgefonds unterliegen im Vergleich zu herkömmlichen Investmentvermögen 
geringeren Anforderungen an Publizität und Rechenschaftslegung. Das Fonds-
vermögen wird häufig nicht börsentäglich bewertet, deutsche Hedgefonds 
sind nur zu einer vierteljährlichen Anteilswertermittlung verpflichtet. Der 
Verwalter eines Hedgefonds kann in der Regel die gesamte Bandbreite an 
Finanzinstrumenten einsetzen. Er kann z. B. Optionen, Futures oder Swaps 
nutzen, Leerverkäufe von Wertpapieren tätigen oder Kredite zur Erzielung 
von Hebeleffekten aufnehmen. Je größer der eingesetzte Hebel, desto stärker 
die Wertschwankungen des investierten Kapitals. Entwickelt sich der Markt 
wider Erwarten entgegen der Anlagestrategie, entsteht ein erhöhtes Verlust-
risiko, das bis zu einem Totalverlust des eingesetzten Kapitals führen kann.

Spezielle Risiken bei offenen Immobilienfonds 
Offene Immobilienfonds sind den Preisschwankungen an Immobilienmärkten 
ausgesetzt, welche neben dem Risiko der Ertragseinbußen durch Leerstände 
der Objekte sowie dem Risiko gesunkener Mietpreise zu Wertverlusten der 
Anlage führen können.

a)	 Ausgabe von Anteilen
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat die Ausgabe von Anteilen vor
übergehend auszusetzen, wenn eine Verletzung der Anlagegrenzen 
nach den gesetzlichen oder vertraglichen Liquiditätsvorschriften bzw. 
Anlagebedingungen droht.

b)	 Rückgabe von Anteilen
Der Freibetrag zur Rückgabe von Anteilen an die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft ohne Einhaltung von Mindesthalte- und Rückgabefristen je 
Anleger in Höhe von 30.000 EUR Gegenwert pro Kalenderhalbjahr 
kann nur für Investmentanteile in Anspruch genommen werden, die bis 
zum 31.12.2012 erworben wurden.
Darüber hinausgehende Anteilsrückgaben sind unter Einhaltung einer 
Rückgabefrist von 12 Monaten unwiderruflich zu kündigen, wobei keine 
Mindesthaltefrist eingehalten werden muss. 
Für Investmentanteile, die zwischen dem 01.01.2013 und dem 21.07.2013 
erworben wurden, gelten innerhalb des Freibetrags identische Rück
gabebedingungen. Über den Freibetrag hinausgehende Anteilsrückgaben 
sind unter Einhaltung einer Rückgabefrist von 12 Monaten unwiderruflich 

zu kündigen. Zusätzlich muss eine Mindesthaltefrist von 24 Monaten 
eingehalten werden. 

Bei Anteilen, die seit dem 22.07.2013 erworben werden, ist grundsätz-
lich eine Mindesthaltefrist von 24 Monaten einzuhalten, ein Freibetrag 
ist nicht vorgesehen. Bei einer Anteilsrückgabe ist eine unwiderrufliche 
Rückgabeerklärung mit einer Frist von 12 Monaten abzugeben – die 
Kündigung kann schon während der Mindesthaltefrist abgegeben werden.

Investmentanteile können – sofern die o. g. gesetzlichen Fristen beachtet 
werden – börsentäglich zurückgegeben werden. In den Anlagebedingun-
gen können die Kapitalverwaltungsgesellschaften jedoch vereinbaren, 
Investmentanteile nur zu bestimmten Rücknahmeterminen, mindestens 
aber einmal jährlich, zurückzunehmen.

c)	 Aussetzung der Anteilsrücknahme
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft kann die Rücknahme der Anteile ver-
weigern und aussetzen, wenn die liquiden Mittel zur Zahlung des Rück-
nahmepreises und zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen laufenden 
Bewirtschaftung nicht ausreichen. 36 Monate nach der Aussetzung der 
Rücknahme kann jeder Anleger die Auszahlung seines Anteils am Sonder
vermögen gegen Rückgabe der Investmentanteile verlangen. Ist dies auch 
dann nicht möglich, so erlischt das Recht der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft zur Verwaltung des Sondervermögens. Dies gilt auch, wenn die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft zum dritten Mal binnen fünf  Jahren die 
Rücknahme von Anteilen aussetzt.

Spezielle Risiken bei regelbasierten Fonds
Regelbasierte Fonds werden nicht „aktiv verwaltet“. Eine Anpassung des 
Portfolios eines regelbasierten Fonds erfolgt nur, um eine möglichst genaue 
Abbildung von Zusammensetzung und Rendite des Basiswertes zu erreichen. 
Verluste beim Basiswert können einen entsprechenden Wertverlust der Anteile 
des Fonds mit sich bringen, so dass es zu einem Verlust des eingesetzten 
Kapitals kommen kann.

Spezielle Risiken bei Exchange Traded Funds (ETFs)
Die Risiken der Geldanlage in ETFs sind weitestgehend abhängig von der 
gewählten Replikationsmethode des ETF (siehe auch „Anlageschwerpunkte 
offener Publikumsfonds“ – „Exchange Traded Funds (ETFs)“.
Bei ETFs mit physischer Replikation können z. B. regelmäßige Neugewichtun-
gen aufgrund der Änderung der Zusammensetzung der zugrundeliegenden 
Zielindizes erforderlich sein. Die damit verbundenen Transaktionskosten 
können die Wertentwicklung negativ beeinflussen.
Bei der synthetischen Replikation besteht das Risiko, dass der Swap-Kontrahent 
(das Kreditinstitut) seinen aus dem Tauschgeschäft bestehenden Zahlungs-
verpflichtungen bei einer Insolvenz nicht mehr nachkommen kann (Kontra-
hentenrisiko). Dieses Risiko ist jedoch gesetzlich begrenzt, da der Wert des 
Tauschgeschäftes jedes Kontrahenten maximal 10 % des Nettoinventarwerts 
des ETF betragen darf.

Spezielle Risiken bei Rohstofffonds
Die Anlage in Rohstofffonds ist mit ähnlichen Risiken verbunden wie ein 
Investment direkt in Rohstoffe. Die Einflussfaktoren auf die Rohstoffpreise 
sind vielschichtig und die Preise schwierig zu prognostizieren. In der Regel 
sind Preisschwankungen bei Rohstoffen größer als bei anderen Anlage
kategorien. Änderungen von Angebot und Nachfrage lässt Rohstoffmärkte 
mit geringer Liquidität stärker reagieren. Neben vielen anderen Faktoren 
können Entscheidungen von Aufsichtsbehörden oder Organisationen/Kartellen 
von Rohstoffproduzenten, Wetter und Naturkatastrophen Einfluss auf die 
Preisentwicklung haben. 

Vermögensverwaltung mit Investmentvermögen

Im Rahmen einer fondsbasierten Vermögensverwaltung werden die Gelder 
der Anleger nach dem Risikoprofil und den Grundsätzen einer vereinbarten 
Anlagestrategie durch den Vermögensverwalter angelegt.

Die Portfolios können aktiv und passiv gemanagte Investmentvermögen in 
Euro oder anderen Währungen beinhalten.

Der Aktienanteil beeinflusst das Risikoprofil des Portfolios, d. h. je größer 
der Aktienanteil, desto höher ist in der Regel die Volatilität und damit das 
Anlagerisiko.

Die Vermögensverwaltungs-Portfolios unterscheiden sich hinsichtlich der 
Aktienfonds-, Rentenfonds- und Liquiditätsquote. Portfolios mit einem hohen 
Aktien- bzw. Aktienfondsanteil unterliegen in der Regel im Vergleich zu Port
folios mit hohem Renten- bzw. Rentenfondsanteil größeren Wertschwankungen.

Durch die größeren Wertschwankungen eines Portfolios besteht für den An-
leger auf der einen Seite die Chance, eine hohe Rendite mit seiner Anlage  
zu erzielen, aber auf der anderen Seite auch das Risiko, einen Verlust hin-
nehmen zu müssen, wenn er zu einem bestimmten Zeitpunkt seine Anlage 
veräußern muss.

Die Schwankungsintensität und damit das Risiko der Anlage steigt in der Regel 
von den konservativen Strategien (mit hohem Rentenanteil), über ausgewogene 
Strategien (mit ausgewogenem Aktien-/Rentenanteil) zu den dynamischen 
Strategien (mit hohem Aktienanteil) an.

Entsprechend der Risikoneigung und Renditeerwartung kann in ein passendes 
Portfolio investiert werden.

Zur Verdeutlichung des Zusammenhangs zwischen Risiko und Rendite einer 
Kapitalanlage stellt die Sutor Bank auf ihren Internetseiten einen Vergleich von 
unterschiedlichen Portfoliostrategien mit deren Risiko-Rendite-Verhältnissen 
zur Verfügung. 
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Datenschutzhinweise

Die nachfolgenden Datenschutzhinweise geben einen Überblick über die 
Erhebung und Verarbeitung von Kundendaten. 

Mit den folgenden Informationen möchte die Max Heinr. Sutor oHG (im 
Folgenden auch „Bank“) dem Kunden einen Überblick über die Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten (im Folgenden auch „Daten“) durch die 
Bank und die Rechte des Kunden aus dem Datenschutzrecht geben. Welche 
Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet 
sich maßgeblich nach den beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen. 

Die Informationen sind vom Kunden auch an die aktuellen und künftigen ver-
tretungsberechtigten Personen und wirtschaftlich Berechtigten sowie etwaigen 
Mitverpflichteten eines Kredites weiterzugeben. Dazu zählen zum Beispiel 
Prokuristen oder Bürgen.

	 1.	Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann
		  der Kunde sich wenden?

Verantwortliche Stelle ist: 

Max Heinr. Sutor oHG
Hermannstraße 46
20095 Hamburg
Telefon: 040 82223163
Fax: 040 80801319
E-Mail-Adresse: info@sutorbank.de

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der Bank ist erreichbar unter: 

Max Heinr. Sutor oHG
Datenschutzbeauftragter
Hermannstraße 46
20095 Hamburg
Telefon:040 82223163
Fax: 040 80801319
E-Mail-Adresse: datenschutz@sutorbank.de

	 2.	Welche Quellen und Daten nutzt die Bank? 

Die Bank verarbeitet personenbezogene Daten, die sie im Rahmen ihrer 
Geschäftsbeziehung von ihren Kunden erhält. Zudem verarbeitet die Bank 
– soweit für die Erbringung ihrer Dienstleistung erforderlich – personen-
bezogene Daten, die sie vom Berater/Vermittler und dessen Beratungs-/
Vermittlungsgesellschaft bzw. der Berater-/Vermittlerorganisation erhalten 
hat. Des Weiteren verarbeitet die Bank personenbezogene Daten, die sie aus 
öffentlich zugänglichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, 
Handels- und Vereinsregister, Presse, Internet) zulässigerweise gewinnt oder 
die der Bank von anderen Unternehmen (z. B. Kooperationspartnern der 
Bank, wie etwa Versicherungsunternehmen) oder von sonstigen Dritten  
(z. B. der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) oder der Deutschen 
Rentenversicherung Bund) berechtigt übermittelt werden.

Relevante personenbezogene Daten können sein: Personalien (z. B. Name, 
Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und Staatsangehörig
keit), Legitimationsdaten (z. B. Ausweisdaten) und Authentifikationsdaten  
(z. B. Unterschriftprobe). Darüber hinaus können dies auch Auftragsdaten 
(z. B. Zahlungs-/Wertpapierauftrag), Daten aus der Erfüllung der vertrag-
lichen Verpflichtungen der Bank (z. B. Umsatzdaten im Zahlungsverkehr, 
Kreditrahmen, Produktdaten (z. B. Einlagen, Kredit- und Depotgeschäft)), 
Informationen über die finanzielle Situation des Kunden (z. B. Bonitätsdaten, 
Scoring-/Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten), Werbe- und Vertriebs-
daten (inklusive Werbe-Scores), Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsproto-
koll, Registerdaten, Daten über die Nutzung der von der Bank angebotenen 
Telemedien (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs von Webseiten, Apps oder Newsletter)) 
sowie andere mit den genannten Kategorien vergleichbare Daten sein.

	 3.	Erfolgt eine Aufzeichnung von Telefongesprächen und elektronischer 
		  Kommunikation?

Telefongespräche und elektronische Kommunikation mit der Bank können 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben aufgezeichnet und gespeichert werden. 
Die Aufzeichnungen dienen Nachweiszwecken bzw. zur Erfüllung gesetz
licher Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten der Bank. Zu Beginn einer 
Telefonaufzeichnung wird der Kunde ausdrücklich über die geplante Auf-
zeichnung und deren Zweck unterrichtet und um sein Einverständnis gebeten. 

	 4.	Wofür verarbeitet die Bank die Daten des Kunden (Zweck der Verar-
		  beitung) und auf welcher Rechtsgrundlage? 

Die Bank verarbeitet personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestim-
mungen der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG): 

a.	Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 b DSGVO) 
Die Verarbeitung von Daten erfolgt zur Erbringung von Bankgeschäften und 
Finanzdienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Verträge der Bank 
mit ihren Kunden oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, die 
auf Anfrage des Kunden hin erfolgen. Die Zwecke der Datenverarbeitung 
richten sich in erster Linie nach dem konkreten Produkt (z. B. Konto, Depot, 
Kredit, Wertpapiere, Einlagen, Vermittlung) und können unter anderem 
Bedarfsanalysen, Beratung, Vermögensverwaltung und -betreuung sowie 
die Durchführung von Transaktionen umfassen. Die weiteren Einzelheiten 
zu den Datenverarbeitungszwecken kann der Kunde den maßgeblichen 
Vertragsunterlagen entnehmen.

b.	Im Rahmen der Interessenabwägung (Art. 6 Abs. 1 f DSGVO) 
Soweit erforderlich, verarbeitet die Bank die Daten des Kunden über die eigent
liche Erfüllung des Vertrages hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen der 
Bank oder Dritten. Beispiele: 

– �Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse zwecks 
direkter Kundenansprache, 

– �Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit der Kunde der 
Nutzung seiner Daten nicht widersprochen hat, 

– �Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen 
Streitigkeiten, 

– Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank, 
– Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, 
– �Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, zur Sammlung von 

Beweismitteln bei Überfällen und Betrugsdelikten, 
– �Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienst-

leistungen und Produkten. 

c.	 Aufgrund der Einwilligung des Kunden (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO) 
Soweit der Kunde der Bank eine Einwilligung zur Verarbeitung von personen
bezogenen Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten zur 
Beratung, Bedarfsermittlung oder Serviceerbringung an seinen Berater/
Vermittler und dessen Beratungs-/Vermittlungsgesellschaft bzw. der Berater-/
Vermittlerorganisation oder gegebenenfalls an die Zentrale Zulagenstelle 
für Altersvermögen (ZfA), die Deutschen Rentenversicherung Bund bzw. 
mit der Bank kooperierende Versicherungsunternehmen, Auswertung von 
Bestands- und Umsatzdaten für Marketingzwecke) erteilt hat, ist die Recht-
mäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis seiner Einwilligung gegeben. Eine 
erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch für den 
Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der DSGVO, 
also vor dem 25. Mai 2018, der Bank gegenüber erteilt worden sind. Der 
Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum 
Widerruf verarbeiteten Daten.

d.	�Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 c DSGVO) oder im öffent-
lichen Interesse (Art. 6 Abs. 1 e DSGVO) 

Zudem unterliegt die Max Heinr. Sutor oHG als Bank diversen rechtlichen 
Verpflichtungen, das heißt gesetzlichen Anforderungen (z. B. Kreditwesengesetz, 
Geldwäschegesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze, Gesetz über 
die Zertifizierung von Altersvorsorge- und Basisrentenverträgen (= Altersvor-
sorgeverträge-Zertifizierungsgesetz)) sowie bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben 
(z. B. der Europäischen Zentralbank, der Europäischen Bankenaufsicht, der 
Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs
aufsicht). Zu den Zwecken der Verarbeitung gehören unter anderem die 
Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und Geld
wäscheprävention, die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten 
sowie die Bewertung und Steuerung von Risiken in der Bank.

	 5.	Wer bekommt die Daten des Kunden? 

Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf die Daten des 
Kunden, die diese zur Erfüllung ihrer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
brauchen. Auch von der Bank eingesetzte Dienstleister und Erfüllungsgehilfen 
können zu diesen Zwecken Daten erhalten, wenn diese das Bankgeheimnis 
und die datenschutzrechtlichen Vorschriften wahren. Dies sind im Wesent-
lichen Unternehmen in den Kategorien kreditwirtschaftliche Leistungen, 
IT-Dienstleistungen (z. B. Datenschnittstellen/Datenverarbeitung), Logistik, 
Druckdienstleistungen, Telekommunikation, Beratung und Consulting sowie 
Vertrieb und Marketing. 

Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb der Bank ist zu-
nächst zu beachten, dass die Max Heinr. Sutor oHG als Bank zur Verschwie-
genheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet 
ist, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis gemäß den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Bank). Informationen über den Kunden darf die 
Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, der 
Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt 
ist und/oder von der Bank beauftragte Auftragsverarbeiter gleichgerichtet die 
Einhaltung des Bankgeheimnisses sowie die Vorgaben der EU-Datenschutz-
Grundverordnung/ des Bundesdatenschutzgesetzes garantieren. Unter diesen 
Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z. B. sein: 
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– �Öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bundesbank, Bundes
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Europäische Bankenaufsichts
behörde, Europäische Zentralbank, Finanzbehörden, Bundeszentralamt 
für Steuern, Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen, Deutsche Renten
versicherung Bund, Strafverfolgungsbehörden) bei Vorliegen einer gesetz
lichen oder behördlichen Verpflichtung. 

– �Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleichbare 
Einrichtungen und Auftragsverarbeiter, an die die Bank zur Durchführung 
der Geschäftsbeziehung mit dem Kunden personenbezogene Daten 
übermittelt (je nach Vertrag z. B. Korrespondenzbanken, Depotbanken, 
Versicherungsunternehmen, Börsen, Auskunfteien). 

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die der Kunde 
die Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt hat bzw. für die der Kunde die 
Bank vom Bankgeheimnis gemäß Vereinbarung oder Einwilligung befreit hat.

	 6.	Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisa-
		  tion übermittelt? 

Eine Datenübermittlung an Stellen in Staaten außerhalb der Europäischen 
Union (sogenannte Drittstaaten) findet statt, soweit 

– �es zur Ausführung der Kundenaufträge erforderlich ist (z. B. Zahlungs- 
und Wertpapieraufträge), 

– �es gesetzlich vorgeschrieben ist (z. B. steuerrechtliche Meldepflichten) 
oder 

– der Kunde der Bank seine Einwilligung erteilt hat. 

	 7.	Wie lange werden die Daten des Kunden gespeichert? 

Die Bank verarbeitet und speichert die personenbezogenen Daten des 
Kunden, solange es für die Erfüllung ihrer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten erforderlich ist. Dabei ist zu beachten, dass die Geschäftsbeziehung 
zum Kunden in der Regel ein Dauerschuldverhältnis ist, welches auf mehrere 
Jahre angelegt ist.
Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht 
mehr erforderlich, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn, deren 
– befristete – Weiterverarbeitung ist erforderlich zu folgenden Zwecken: 

– �Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten: Zu 
nennen sind das Handelsgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung (AO), 
das Kreditwesengesetz (KWG), das Geldwäschegesetz (GwG) und 
das Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Die dort vorgegebenen Fristen 
zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. 

– �Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungs-
vorschriften. Nach den §§ 195ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
können diese Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei die 
regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 

	 8.	Welche Datenschutzrechte hat der Kunde? 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 
das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht auf Löschung 
nach Artikel 17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach 
Artikel 18 DSGVO, das Recht auf Widerspruch aus Artikel 21 DSGVO sowie 
das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Artikel 20 DSGVO. Beim Auskunfts-
recht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 
35 BDSG. Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer zuständigen 
Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77 DSGVO i.V.m. § 19 BDSG). 

Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten 
kann der Kunde jederzeit der Bank gegenüber widerrufen. Dies gilt auch 
für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 
EU-Datenschutz-Grundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, der Bank 
gegenüber erteilt worden sind. Der Widerruf wirkt jedoch grundsätzlich 
erst für die Zukunft. Verarbeitungen die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind 
davon nicht betroffen.

	 9.	Gibt es für den Kunden eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Im Rahmen der Geschäftsbeziehung zur Bank muss der Kunde diejenigen 
personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme, Durchführung 
und Beendigung einer Geschäftsbeziehung und der Erfüllung der damit ver-
bundenen vertraglichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung 
die Bank gesetzlich verpflichtet ist. Ohne diese Daten wird die Bank in der 
Regel nicht in der Lage sein, den Vertrag mit dem Kunden zu schließen, einen 
Auftrag auszuführen oder einen bestehenden Vertrag durchzuführen, so dass 
sie den Vertrag gegebenenfalls beenden muss. 

Insbesondere ist die Bank nach den geldwäscherechtlichen Vorschriften ver-
pflichtet, den Kunden vor der Begründung der Geschäftsbeziehung anhand 
seines Ausweisdokumentes zu identifizieren und dabei Namen, Geburtsort, 

Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Anschrift sowie Ausweisdaten zu er-
heben und festzuhalten. Damit die Bank dieser gesetzlichen Verpflichtung 
nachkommen kann, hat der Kunde ihr nach dem Geldwäschegesetz die 
notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und 
sich im Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen unverzüglich 
anzuzeigen. Sollte der Kunde der Bank die notwendigen Informationen 
und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, darf die Bank die vom Kunden 
gewünschte Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen.

	10.	Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung? 

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzt die Bank 
grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Artikel 22 
DSGVO. Sollte die Bank diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, wird sie 
den Kunden hierüber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich vorge-
geben ist. 

	11.	Findet Profiling statt? 

Die Bank verarbeitet die Daten des Kunden teilweise automatisiert mit dem 
Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Die Bank setzt  
Profiling beispielsweise in folgenden Fällen ein: 

– �Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben ist die Bank zur 
Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und vermögens-
gefährdenden Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenauswer-
tungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen 
dienen zugleich auch dem Schutz des Kunden.

– �Um den Kunden zielgerichtet über Produkte informieren und beraten zu 
können, setzt die Bank Auswertungsinstrumente ein. Diese ermöglichen 
eine bedarfsgerechte Kommunikation und Werbung einschließlich Markt- 
und Meinungsforschung. 

– �Im Rahmen der Beurteilung der Kreditwürdigkeit des Kunden nutzt die Bank 
das Scoring bzw. Rating. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, 
mit der ein Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen vertragsgemäß nach-
kommen wird. In die Berechnung können beispielsweise Einkommensver-
hältnisse, Ausgaben, bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, 
Beschäftigungsdauer, Zahlungsdauer (z. B. Kontoumsätze, Salden), 
Erfahrungen aus der bisherigen Geschäftsbeziehung, vertragsgemäße 
Rückzahlung früherer Kredite sowie Informationen von Kreditauskunfteien 
einfließen. Bei Firmenkunden fließen zusätzlich weitere Daten ein, wie 
Branche, Jahresergebnisse sowie Vermögensverhältnisse. Das Scoring 
und Rating beruht auf einem mathematisch-statistisch anerkannten und 
bewährten Verfahren. Die errechneten Scorewerte und Bonitätsnoten unter
stützen die Bank bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Produkt
abschlüssen und gehen in das laufende Risikomanagement mit ein. 

Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Artikel 21 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)

1. Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender personen
bezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 
DSGVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe f DSGVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage 
einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt 
auch für ein auf diese Bestimmung gestütztes Profiling im Sinne von 
Artikel 4 Nr. 4 DSGVO. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten 
nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und 
Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

2. Widerspruchsrecht gegen eine Verarbeitung von Daten für Zwecke 
der Direktwerbung 
In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direkt
werbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch 
gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum 
Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, 
soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.
Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so 
werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke 
verarbeiten.

Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte möglichst gerichtet 
werden an: 
Max Heinr. Sutor oHG, Hermannstraße 46, 20095 Hamburg
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Einlagen bei Max Heinr. Sutor oHG (Sutor Bank) sind geschützt durch: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 1)

Sicherungsobergrenze: 100.000 EUR pro Einleger pro Kreditinstitut 2)

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut haben: Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden „aufaddiert“, und 
die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze von 100.000 EUR 2)

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder mehreren anderen 
Personen haben:

Die Obergrenze von 100.000 EUR gilt für jeden einzelnen Einleger 3)

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 7 Arbeitstage 4)

Währung der Erstattung: Euro

Kontaktdaten: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH
Burgstraße 28		  Postanschrift:
10178 Berlin		  Postfach 11 04 48
Deutschland		  10834 Berlin

Telefon: +49 (0)30 59 00 11 960
E-Mail: info@edb-banken.de

Weitere Informationen: www.edb-banken.de

Zusätzliche Informationen

1) Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem 
und einem vertraglichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle 
einer Insolvenz Ihres Kreditinstituts werden Ihre Einlagen in jedem Fall 
bis zu 100.000 EUR erstattet.

2) Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen 
finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, so werden 
die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschädigt. Die 
betreffende Deckungssumme beträgt maximal 100.000 EUR pro 
Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle 
bei demselben Kreditinstitut gehaltenen Einlagen addiert werden. Hält 
ein Einleger beispielsweise 90.000 EUR auf einem Sparkonto und 
20.000 EUR auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100.000 
EUR erstattet.

3) Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 EUR für 
jeden Einleger.

	 Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als 
Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, einer Vereinigung 
oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtspersönlichkeit 
verfügen können, werden bei der Berechnung der Obergrenze von 
100.000 EUR allerdings zusammengefasst und als Einlage eines 
einzigen Einlegers behandelt.

	 In den Fällen des § 8 Absätze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind 
Einlagen über 100.000 Euro hinaus gesichert. Weitere Informationen 
sind erhältlich über die Webseite der Entschädigungseinrichtung 
deutscher Banken GmbH unter www.edb-banken.de.

4)	 Erstattung 
Das zuständige Einlagensicherungssystem ist die 
Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
Burgstraße 28	 Postanschrift: 
10178 Berlin	 Postfach 11 04 48 
Deutschland	 10834 Berlin 
Telefon: +49 (0)30 59 00 11 960 
E-Mail: info@edb-banken.de

	 Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000 EUR) spätestens innerhalb 
von 7 Arbeitstagen erstatten.

	 Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhalten, sollten 
Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt aufnehmen, da der 
Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforderungen nach einer bestimmten 
Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhältlich über 
die Webseite der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
unter www.edb-banken.de.

Weitere wichtige Informationen
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen 
durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für bestimmte Einlagen 
geltende Ausnahmen werden auf der Website des zuständigen 
Einlagensicherungssystems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf 
Anfrage auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind 
oder nicht. Wenn Einlagen gedeckt sind, wird das Kreditinstitut dies 
auch auf dem Kontoauszug bestätigen.

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
mit dem folgenden „Informationsbogen für den Einleger“ unterrichten wir Sie gemäß § 23a Abs. 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes 
über die gesetzliche Einlagensicherung. Außerdem sind Ihre Einlagen durch den Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes 
deutscher Banken geschützt. Nähere Informationen dazu finden Sie auf www.bankenverband.de/einlagensicherung.

Informationsbogen für den Einleger
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